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lm § 23 geforderte Kennzeichnung be­
nutzt;
kann mit Verweis oder Ordnungsstrafe von 
10 M bis 500 M belegt werden.

(2) Die Durchführung des Ordnungs­
strafverfahrens obliegt dem Leiter der 
Abteilung Verkehrs- und Nachrichten­
wesen des Rates des Bezirkes, in dessen 
Bereich die Fahrschule ihren Sitz hat.

(3) Für die Durchführung des Ord­
nungsstrafverfahrens gilt das Gesetz vom 
12. Januar 1968 zur Bekämpfung von Ord­
nungswidrigkeiten — OWG — (GBl. I Nr. 3
S. 101) in der Fassung der Änderung des 
Gesetzes vom 19. Dezember 1974 (GBl. I 
Nr. 64 S. 591).

94.
Verordnung vom 26. Mai 1977

über das Verhalten im Straßenverkehr
(Straßenverkehrs-Ordnung — StVO —)

(GBl. I Nr. 201 S. 257)
— Auszug —

847
Ordnungsstrafbestimmungen 1

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig den 
Bestimmungen dieser Verordnung oder 
den zu ihrer Ausführung im Einzelfall 
mündlich, schriftlich oder durch Zeichen 
erhobenen Forderungen zuwiderhandelt, 
kann mit Verweis oder Ordnungsstrafe 
von 10 bis 300 M belegt werden.

(2) Wer eine im Abs. 1 genannte Zuwi­
derhandlung

a) begeht und wegen einer solchen 
Handlung innerhalb der letzten 2 Jahre 
bereits mit einer Ordnungsstrafmaßnahme 
belegt oder strafrechtlich zur Verantwor­
tung gezogen wurde,

b) ln rücksichtsloser Welse begeht,
c) begeht und dadurch schuldhaft Per­

sonen- oder Sachschaden verursacht, ohne 
daß strafrechtliche Verantwortlichkeit ein- 
tritt,
kann mit Ordnungsstrafe bis zu 500 M be­
legt werden.

(3) Wer /
a) trotz verminderter Fahrtüchtigkeit 

infolge von Alkoholeinwirkung ein Fahr­
zeug führt, obwohl er in den vergangenen 
2 Jahren aus dem gleichen Grund bereits 
mit einer Ordnungsstrafmaßnahme belegt 
oder strafrechtlich zur Verantwortung ge­
zogen wurde,

b) ein Fahrzeug führt, obwohl seine 
Fahrtüchtigkeit erheblich beeinträchtigt 
ist, ohne daß strafrechtliche Verantwort­
lichkeit vorliegt,
kann mit Ordnungsstrafe bis zu 1000 M 
belegt werden.

(4) Zusätzlich zu anderen Ordnungs­
strafmaßnahmen oder selbständig können 
Vorladungen zur Teilnahme am Verkehrs­
unterricht ausgesprochen oder Eintragun­
gen über die Verletzung ordnungsrecht­
licher Pflichten auf dem Berechtigungs­
schein zur Fahrerlaubnis vorgenommen 
werden.

(5) Bei besonders groben Zuwiderhand­
lungen kann zusätzlich zu anderen Ord­
nungsstrafmaßnahmen oder selbständig 
der Entzug der Fahrerlaubnis bis zu 
3 Jahren ausgesprochen werden. In diesen 
Fällen können die Angehörigen der Deut­
schen Volkspolizei die Fahrerlaubnis vor­
läufig entziehen, wenn es die Gewährlei­
stung der Sicherheit des Straßenverkehrs 
erfordert; der vorläufige Entzug der Fahr­
erlaubnis soll 4 Wochen nicht überschrei­
ten.

(6) Wer vorsätzlich oder fahrlässig einer 
Aufforderung zur Teilnahme am Verkehrs­
unterricht nicht Folge leistet, kann mit 
Verweis oder Ordnungsstrafe bis zu 
100 M belegt werden.

(7) Die Durchführung des Ordnungs­
strafverfahrens obliegt den Leitern der 
Dienststellen der Deutschen Volkspolizei.

(8) Bei geringfügigen Ordnungswidrig­
keiten gemäß Abs. 1 sind die Angehörigen 
der Deutschen Volkspolizei befugt, eine 
Verwarnung mit Ordnungsgeld von 1, 3, 5 
oder 10 M auszusprechen.

(9) Ordnungsstrafmaßnahmen nach 
Abs. 4 können von Angehörigen der Deut­
schen Volkspolizei ausgesprochen werden. 
Die ermächtigten Angehörigen anderer 
bewaffneter Organe können bei Zuwider­
handlungen durch Fahrzeugführer dieser 
Organe selbständig Eintragungen über die 
Verletzung ordnungsrechtlicher Pflichten 
auf dem Berechtigungsschein zur Fahr­
erlaubnis vornehmen.

(10) Für die Durchführung des Ord­
nungsstrafverfahrens und den Ausspruch 
von Ordnungsstrafmaßnahmen gilt das Ge­
setz vom 12. Januar 1968 zur Bekämpfung 
von Ordnungswidrigkeiten — OWG — 
(GBl. I Nr. 3 S. 101).

(11) Die Anwendung von Ordnungs-


